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Kein Mensch ist gut genug, einen Menschen 

ohne dessen Zustimmung zu regieren. 

(Abraham Lincoln) 





Vorwort 
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Einleitung 

Die Demokratie ist gemäß Art. 20 Abs. 1 GG ein Fundamentalprinzip 
unseres Staates. Es ist das Grundprinzip der Staatsorganisation der Bundes-
republik Deutschland. Dabei ist der Begriff "Demokratie" in seinen theore-
tischen Grundlagen vielfältig umstritten. So unterscheiden sich westliche De-
mokratien von sogenannten "Volksdemokratien" oder von der antiken Demo-
kratie. Oftmals sind die verschiedenen Verständnisse von Demokratie völlig 
unvereinbar. Man könnte also meinen, Demokratie sei ein formaler Begriff, 
ein Etikett für einen mehr oder weniger beliebigen Inhalt. 

Die Folgen eines rein formalen Demokratiebegriffes hatten die Mitglieder 
des Parlamentarischen Rates vor Augen. Nach den Erfahrungen der Weimarer 
Zeit und seines demokratischen Relativismus entschied man sich für ein ma-
terielles Verständnis des Begriffes Demokratie. 1 Ein solches Verständnis 
bleibt allerdings abstrakt, solange es sich nicht in konkreten Institutionen 
niederschlägt. Wer einen materiellen Demokratiebegriff vertritt, muß sich die 
Frage stellen, welche konkreten Folgen dies für ein Staatswesen hat. Er muß 
die Frage beantworten können, welche konkreten Anforderungen sich für die 
Ausgestaltung demokratischer Institutionen und ihrer Lenkungsmechanismen 
ergeben. Diesen Fragen ist in der rechtswissenschaftlichen und politologischen 
Literatur in unterschiedlicher Intensität nachgegangen worden. Es fallt auf, 
daß dabei den Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen kaum Aufmerk-
samkeit geschenkt wurde.2 Zwar war das Mehrheitsprinzip als ein Verfahren 
zum Hervorbringen staatlicher Entscheidungen schon mehrfach Gegenstand 
monographischer Untersuchungen.3 Doch gehen diese Untersuchungen alle 

1 Vgl. Stern, Staatsrecht I, § 18 n 6 a (S. 621); eingehend zu den Erfahrungen aus 
der nationalsozialistischen Diktatur und ihren Auswirkungen auf das Grundgesetz 
Kriele, Staatsphilosophische Lehren aus dem Nationalsozialismus, in: Recht, Vernunft, 
Wirklichkeit, S. 393 tT. 

2 Auf dieses Deflzit wird bereits seit längerem hingewiesen. Vgl. nur die Anmer-
kung von Htiberle. JZ 1977, S. 241, der eine ungewöhnliche Vernachlässigung der 
Erscheinungsformen, der Voraussetzungen und der Grenzen des Mehrheitsprinzips in 
der wissenschaftlichen Forschung beklagt. Vgl. außerdem Weinberger, Abstimmungs-
logik und Demokratie, in: Reformen des Rechts, FS 200 Jahre Rechtswissenschaftliche 
Fakultät Graz, S. 605, (610 f.). 

3 Vgl. bereits aus Weimarer Zeit Haymann, Die Mehrheitsentscheidung, in: FG filr 
RudolfStarnmler, S. 395 tT., in Auseinandersetzung mit Karl Schmitt; Nach dem Krieg 
war das Problem mehrfach Thema einer Dissertation, vgl. Höpker, Grundlagen, 

2· 



16 Einleitung 

nur von einern von vielen denkbaren Verfahren der Entscheidungsfindung aus. 
Dagegen existiert bisher - soweit ersichtlich - keine Untersuchung, die sich 
allgemein der Frage widmet, ob und ggf. welche konkreten Anforderungen das 
demokratische Prinzip an die Ausgestaltung des Entscheidungsverfahrens 
stellt. 

Diese Frage zu untersuchen, ist das Ziel der folgenden Arbeit. Es geht 
darum festzustellen, welchen Zusammenhang es zwischen den materiellen 
Prämissen des demokratischen Prinzips und der Ausgestaltung des Entschei-
dungsverfahrens in der Demokratie gibt. 

Eine solche Zielsetzung ist nicht unproblematisch. Für sich allein ist sie zu 
abstrakt. Es muß also darum gehen, einen solchen Zusammenhang an konkre-
ten Beispielen anschaulich zu machen. Ein weiteres Problem ist der Umfang. 
Eine solche Untersuchung wirft notwendigerweise eine große Zahl von Einzel-
problernen auf. Wollte man sie vertiefen, liefe man leicht Gefahr, das 
eigentliche Ziel aus den Augen zu verlieren und die Lesbarkeit und Stringenz 
der Abhandlung aufs Spiel zu setzen. Es war daher unumgänglich, eine 
Beschränkung des Stoffes vorzunehmen und auf die Erörterung von Detail-
problernen weitgehend zu verzichten. Dabei mußte das Risiko in Kauf genom-
men werden, nicht zu jedem Problem einen umfassenden Überblick zur 
wissenschaftlichen Diskussion zu geben. Ohne den Verzicht auf Details ist 
eine solche Untersuchung nicht mehr im Rahmen des Lesbaren zu halten. 

Will man materielle Anforderungen des demokratischen Prinzips an das 
Entscheidungsverfahren untersuchen, so ist die erste Frage, ob es ein Entschei-
dungsverfahren gibt, welches eine besondere demokratische Legitimation 
besitzt, oder mit anderen Worten, ob ein spezifisch demokratisches Entscheid-
ungsverfahren existiert. 

Dieser Frage widmet sich der erste Teil der Arbeit. Dabei werden in den 
ersten beiden Abschnitten die Begriffe Entscheidung und Demokratie näher 
beleuchtet. Dabei geht es nur darum, eine tragfähige Grundlage für die 
nachfolgenden Überlegungen zu schaffen, so daß auf umfassende Erörterung 
der Begriffiichkeit verzichtet wurde. Ausgehend davon wird im dritten 
Abschnitt die zentrale Frage abgehandelt, ob das Mehrheitsprinzip das 
Verfahren mit der höchsten demokratischen Legitimationskraft, also das 
spezifisch demokratische Entscheidungsverfahren ist. Dies wird im Vergleich 
zu anderen möglichen Verfahren untersucht und im Ergebnis bejaht. An die 
Frage nach dem demokratischen Entscheidungsverfahren schließt sich die 

Entwicklung und Problematik des Mehrheitsprinzips und seine Stellung in der 
Demokratie, Diss. Köln 1957; Majewski, Verbindlichkeit und Grenzen von 
Mehrheitsentscheidungen in Staat und Völkergemeinschaft, Diss. Marburg 1959; 
zuletzt Heun, Das Mehrheitsprinzip in der Demokratie, Berlin 1983; vgl. auch die Un-
tersuchung von Scheuner, Das Mehrheitsprinzip in der Demokratie, Op1aden 1973. 
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Frage an, ob und ggf. welche Anforderungen das demokratische Prinzip an die 
Rahmenbedingungen von Entscheidungsverfahren stellt. Hierbei wird 
zunächst das Mehrheitsprinzip beispielhaft untersucht, weil es als spezifisch 
demokratisches Entscheidungsverfahren hierzu am ehesten Aussagen erwarten 
läßt. Davon ausgehend wird die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere 
Entscheidungsverfahren geprüft. Dabei zeigt sich, daß Bindung an das Recht 
und ein hinreichender Diskurs Grundbedingung jeder demokratischen Ent-
scheidung sind, unabhängig davon, wer sie in welchem Verfahren trifft. 

Betraf der zweite Teil gewissermaßen die äußere Seite des Entscheidungs-
verfahrens, wird im dritten Teil das Entscheidungsverfahren selbst näher 
untersucht. Es geht um die Kernfrage, welche konkreten Folgen sich aus den 
Anforderungen des demokratischen Prinzips hinsichtlich der Ausgestaltung 
des Entscheidungsverfahrens ergeben. 

Diese Fragestellung beinhaltet zwei Fragenkomplexe. Zum einen geht es 
darum, wer die Entscheidung trifft. Zum anderen darum, wie sie getroffen 
wird. Dementsprechend widmet sich der erste Abschnitt der Frage, welche 
Kriterien das demokratische Prinzip für die Auswahl des entscheidungs-
berechtigten Personenkreises aufstellt. Im zweiten Abschnitt wird dann der 
Frage nachgegangen, wie das Entscheidungsverfahren beschaffen sein muß, 
damit das Produkt, die konkrete Entscheidung hinreichend demokratisch 
legitimiert ist. Dabei wird zunächst allgemein untersucht, wie zwischen der 
konkreten Entscheidung und dem Volk ein legitimierender Zusammenhang 
hergestellt werden kann. Ausgehend von dem Ergebnis dieser allgemeinen 
Untersuchung, können dann einzelne Entscheidungstypen auf konkrete An-
forderungen hin untersucht werden. Dabei war zwischen der Wahlent-
scheidung und Sachentscheidung als Entscheidungstypen zu unterscheiden, 
weil sich auf Grund der verschiedenen Fragestellungen auch unterschiedliche 
Anforderungen ergeben könnten. Für das Wahlverfahren wurde die Wahl 
einer Gruppe am Beispiel des Parlaments, die Wahl einer Einzelperson am 
Beispiel der direkten Wahl des Staatsoberhaupts und die Wahl einer 
Einzelperson in ein Kollegium am Beispiel der Wahl der Bundesverfassungs-
richter erörtert. Für die Sachentscheidung wurde die Parlamentsgesetzgebung 
und die delegierte Gesetzgebung durch die Exekutive als Beispiel gewählt, 
weil sie die wichtigsten und grundlegendsten Entscheidungen in der Demo-
kratie zum Gegenstand haben. Außerdem war im Bereich der Parlaments-
gesetzgebung zwischen verfassungsändernder und sonstiger Gesetzgebung zu 
unterscheiden. Zum Abschluß wird die Frage beantwortet werden können, ob 
die Ausgestaltung des Entscheidungsverfahrens in der Demokratie materiell 
durch das demokratische Prinzip selbst bedingt ist. 

Die Untersuchung erhebt nicht den Anspruch, eine umfassende Demo-
kratietheorie zu liefern. Dies wäre angesichts der ungeheuren Fülle von Pro-
blemen ein Lebenswerk. Es geht nur darum, an einigen konkreten Beispielen 
einen Zusammenhang aufzuzeigen, wie Form und Inhalt auch in der 


	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Einleitung

